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I. Sachverhalt und Prozessgeschichte 

Die Gemeinde Cazis liegt in der Region 

Viamala im Kanton Graubünden und 

verfügt über fünf örtlich getrennte Ge-

meindefraktionen (Cazis, Präz, Tartar, 

Sarn und Portein). Am 18. Dezember 

2015 teilte die Gemeinde Cazis den Ein-

wohnern und Ferienhausbesitzern der 

Fraktion Portein ihren Beschluss mit, die 

Annahmemöglichkeit für Hauskehricht 

beim Kehrichthäuschen Portein auf den 

6. Januar 2016 einzustellen. Fortan 

könnten die Anwohner den Hauskehricht 

bei der Sammelstelle in der Fraktion 

Sarn abgeben. 

 

Gegen dieses Informationsschreiben der 

Gemeinde Cazis erhoben B. und weitere 

Mitunterzeichner (unter anderem A.) bei 

der Gemeinde Einspruch. Mit Schreiben 

vom 26. Januar 2016 teilte die Gemeinde 

den Einsprechern mit, an ihrem Be-

schluss festzuhalten. Sie wies weiter da-

rauf hin, dass es sich dabei um einen rei-

nen Verwaltungsentscheid handle, gegen 

den keine Einsprachemöglichkeit beste-

he. Im März und April 2016 ersuchten A. 

und B. die Gemeinde Cazis in separaten 

Schreiben um Zustellung eines anfecht-

baren Entscheids. Die Gemeinde wieder-

holte daraufhin in ihren Schreiben vom 

21. März und 22. April 2016 ihren Stand-

punkt, dass es sich bei der Schliessung 

der Sammelstelle um einen «reinen Ver-

waltungsentscheid» ohne Einsprache-

möglichkeit handle. 

 
Am 3. bzw. 18. Mai 2016 erhoben A. und 

B. Beschwerde beim Verwaltungsgericht 

des Kantons Graubünden und stellten 

folgende Rechtsbegehren: 

 
1. Es sei festzustellen, dass die Beschwerde-

gegnerin Rechtsverweigerung begeht.  

2. Es sei die Beschwerdegegnerin anzuwei-

sen, den Beschwerdeführern unverzüglich 

eine Verfügung betreffend die Aufhebung 

der Kehrichtsammelstelle in Portein zu 

eröffnen. 

 

3. Eventualiter sei die Beschwerdegegnerin 

zu verpflichten, die Eingabe vom 31. De-

zember 2015 als Beschwerde gegen einen 

Realakt entgegenzunehmen. 

 
Das Verwaltungsgericht wies die Be-

schwerde am 16. August 2016 ab, aufer-

legte den Beschwerdeführern die Ge-

richtskosten jedoch nur zu 4/5 und 

sprach ihnen eine Parteientschädigung in 

der Höhe von 1/5 ihrer Aufwendungen 

zu. Am 8. November 2016 erhoben           

A. und B. gegen den Entscheid des Ver-

waltungsgerichts Beschwerde in öffent-

lich-rechtlichen Angelegenheiten an das 

Bundesgericht. 

II. Erwägungen des Bundesgerichts 

Zu den Eintretensvoraussetzungen äus-

sert sich das Bundesgericht nur kurz (vgl. 

E. 1.). Ausgehend vom Interesse der Be-

schwerdeführer an der Öffnung des 

Rechtsweges gegen die Sammelstellen-

schliessung erachtet das Bundesgericht 

das Interesse der Beschwerdeführer an 

der Aufhebung oder Änderung des ange-

fochtenen Entscheids des Verwaltungs-

gerichts Graubünden als schutzwürdig 

i.S.v. Art. 89 Abs. 1 BGG1 und tritt in der 

Folge auf die Beschwerde ein. Ob es sich 

beim vorinstanzlich angefochtenen Akt 

(dem Entscheid der Gemeinde über die 

Schliessung der Sammelstelle) um eine 

Verfügung oder einen Realakt handelte, 

spiele im Zusammenhang mit dem Ein-

treten keine Rolle, sondern sei allenfalls 

____________________________ 
1  Bundesgesetz vom 17. Juni 2005 über das 

Bundesgericht (BGG; SR 173.110). 
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für die Frage relevant, ob das Verwal-

tungsgericht die Anfechtbarkeit der Sam-

melstellenschliessung zu Unrecht ver-

neint habe. 

 

In «materieller» Hinsicht hatte sich das 

Bundesgericht mit zwei Fragen ausei-

nanderzusetzen. Zum einen, ob die Ge-

meinde Cazis über die Schliessung der 

Sammelstelle eine Verfügung hätte erlas-

sen müssen und insofern eine Rechts-

verweigerung begangen hatte. Zum ande-

ren, ob die Rechtsweggarantie (Art. 29a 

BV2) im vorliegenden Fall einen An-

spruch auf gerichtliche Beurteilung ein-

räumt. 

 

1. Anspruch auf eine anfechtbare Ver-

fügung/Rechtsverweigerung 

Die Beschwerdeführer machen geltend, 

das Verwaltungsgericht habe den An-

spruch auf rechtliches Gehör (Art. 29 

Abs. 2 BV) verletzt, indem es sich mit ih-

rem Antrag auf Feststellung einer 

Rechtsverweigerung nicht auseinander-

gesetzt habe. Eine Rechtsverweigerung 

der Gemeinde sehen sie in deren Weige-

rung, über die Schliessung der Sammel-

stelle in der Fraktion Portein eine an-

fechtbare Verfügung zu erlassen (E. 2.1.). 

Das Bundesgericht hält dazu fest, dass 

das Verwaltungsgericht den Antrag ge-

prüft, jedoch verworfen habe, da nach 

Art. 28 Abs. 4 und 49 Abs. 3 VRG/GR3 

unmittelbar Beschwerde gegen Realak-

te, die in Rechte oder Pflichten von Per-

sonen eingreifen, geführt werden könne. 

Damit habe die Gemeinde keine Pflicht 

zum Erlass einer Verfügung getroffen, 

____________________________ 
2  Bundesverfassung vom 18. April 1999 der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV; SR 101). 
3  (Bündnerisches) Gesetz vom 31. August 2006 

über die Verwaltungsrechtspflege (VRG; BR 
370.100). 

weshalb auch keine Rechtsverweigerung 

vorliege. 

 

Bezüglich der Weiterleitung des Ein-

spruchs der Beschwerdeführer an das 

Verwaltungsgericht habe die Gemeinde 

jedoch eine Rechtsverweigerung began-

gen, wie das Verwaltungsgericht zutref-

fend festgehalten habe (E. 2.2.). Der Ein-

spruch vom 31. Dezember 2015 hätte als 

Beschwerde gegen einen Realakt entge-

gengenommen und gemäss Art. 4 Abs. 3 

VRG/GR zuständigkeitshalber an das 

Verwaltungsgericht weitergeleitet wer-

den müssen. Diese Verfahrensverletzung 

war nach Auffassung des Verwaltungsge-

richts jedoch nicht entscheidrelevant, da 

auf die Beschwerde auch bei rechtzeitiger 

Weiterleitung durch die Gemeinde nicht 

hätte eingetreten werden können. Das 

Verwaltungsgericht hatte die Rechtsver-

weigerung deshalb lediglich im Rahmen 

der Kostenverteilung berücksichtigt und 

verzichtete auf die formelle Feststellung 

der Rechtsverweigerung. Das Bundesge-

richt stützt diese Auffassung und weist 

den Antrag der förmlichen Feststellung 

der Rechtsverweigerung ebenfalls ab    

(E. 2.3.). 

2. Verletzung der Rechtsweggarantie 

Anschliessend prüft das Bundesgericht 

die Frage, ob das Verwaltungsgericht   

die Anfechtbarkeit der Sammelstellen-

schliessung verneinen durfte. Nach der 

Darlegung der Standpunkte der Be-

schwerdeführer, der Vorinstanz und der 

Gemeinde (E. 3.) geht das Bundesgericht 

auf die Frage ein, ob die Rechtswegga-

rantie nach Art. 29a BV einen Anspruch 

auf gerichtliche Überprüfung der Sam-

melstellenschliessung in der Fraktion 

Portein einräumt (E. 4.). Gemäss Art. 29a 

BV hat jede Person bei Rechtsstreitigkei-

6  
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ten Anspruch auf Beurteilung durch eine 

richterliche Behörde. In Ausnahmefällen 

können Bund und Kantone die richterli-

che Beurteilung durch Gesetz ausschlies-

sen (Art. 29a BV Satz 2). Im vorliegen-

den Verfahren war insbesondere zu beur-

teilen, ob es sich bei der Streitigkeit über 

die Schliessung der Sammelstelle um ei-

ne «Rechtsstreitigkeit» i.S.v. Art. 29a BV 

handelt. 

 

a) Rechtsnatur und Voraussetzun-

gen der Anfechtbarkeit 

Ausgehend von Lehre und Rechtspre-

chung zum Anwendungsbereich von   

Art. 29a BV (E. 4.1) äussert sich das 

Bundesgericht zunächst zur Rechtsnatur 

der Schliessung der Sammelstelle für 

Hauskehricht in der Fraktion Portein   

(E. 4.2.). Das Bundesgericht qualifiziert 

die Schliessung der Sammelstelle implizit 

als verwaltungsorganisatorische An-

ordnung und hält fest, dass verwaltungs-

organisatorische Anordnungen grund-

sätzlich nicht darauf gerichtet sind, un-

mittelbar Rechte und Pflichten von Bür-

gern zu begründen oder zu ändern. Aus 

diesem Grund ergingen sie nicht in Ver-

fügungsform und es bestünde in der Re-

gel selbst dann keine Rechtsschutzmög-

lichkeit, wenn eine Massnahme mittelba-

re Auswirkungen auf Private hat, wie bei-

spielsweise die Umbenennung einer 

Strasse (E. 4.2., mit Hinweisen). Eine 

Anfechtungsmöglichkeit müsse jedoch 

nach Art. 29a BV eröffnet werden, «wenn 

die Anordnung geeignet ist, die Position 

einer Person als Träger von Rechten und 

Pflichten gegenüber dem Staat zu beein-

flussen» (E. 4.2. [Hervorhebung nur    

hier]). Das Bundesgericht bezieht sich 

dabei auf die Urteile zur Versetzung eines 

Polizeifunktionärs im Kanton Genf (BGE 

136 I 323) sowie zur Störfallvorsorge im 

Atomkraftwerk Mühleberg (BGE 140 II 

315). In letzterem wurde entschieden, 

dass eine Berufung auf die Rechts-

weggarantie neben einem schutzwürdi-

gen Interesse auch ein «Berührtsein in 

Rechten und Pflichten» – eine schüt-

zenswerte Rechtsposition – voraussetzt 

(E. 4.2., mit Verweis auf BGE 140 II 315, 

E. 4.5). Im Sinne einer Minimalgarantie 

fordere Art. 29a BV, dass Rechtsschutz 

gewährt wird, wenn ein Realakt oder eine 

verwaltungsinterne Anordnung indivi-

duelle, schützenswerte Rechtspositionen 

berührt. Dabei stehe es den Kantonen 

frei, in ihrem Zuständigkeitsbereich eine 

andere Konzeption des Rechtsschutzes 

gegen verfügungsfreies staatliches Han-

deln vorzusehen als der Bundesgesetz-

geber in Art. 25a VwVG4. 

 

b) Anwendungsfälle der «schüt-

zenswerten Rechtsposition»  

Schützenswerte Rechtspositionen kön-

nen sich laut Bundesgericht aus dem 

Verfassungs-, Gesetzes- oder Verord-

nungsrecht in allen Rechtsbereichen er-

geben (E. 4.3., mit Verweis auf BGE 136 I 

323, E. 4.3). Das Bundesgericht nennt 

anschliessend zwei Konstellationen:  

Zum einen bestehe eine schützenswerte 

Rechtsposition jedenfalls dann, «wenn in 

vertretbarer Weise geltend gemacht wird, 

es bestehe ein Anspruch auf ein bes-

timmtes staatliches Handeln oder Unter-

lassen, der durch den angefochtenen Akt 

verletzt werde» (E. 4.3.1. [Hervorhebung 

nur hier], mit Verweis u.a. auf BGE 140 

II 315, E. 4.6–4.8). Zum anderen könne 

eine schützenswerte Rechtsposition auch 

hinsichtlich der Modalitäten der Recht-

sausübung bestehen (E. 4.3.2.). Das 

____________________________ 
4  Bundesgesetz vom 20. Dezember 1968 über das 

Verwaltungsverfahren (VwVG; SR 172.021). 
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Bundesgericht nimmt dabei Bezug auf 

zwei unpublizierte Urteile (E. 4.3.2. und 

4.3.3.): 

 
Im Urteil 2P.324/2001 vom 28. März 

2002 ging es um einen Erstklässler, der 

einem 500 Meter weiter entfernten Schul-

haus zugewiesen worden war. Das Bun-

desgericht entschied, dass ihm bzw. seinen 

Eltern zwecks Überprüfung der Rechtmäs-

sigkeit und Zumutbarkeit der Massnahme 

der Rechtsweg eröffnet werden müsse, da 

die Anordnung in erheblicher Weise in das 

Leben und den Tagesablauf des be-

troffenen Kindes eingreife (a.a.O., E. 3.4). 

 

Im Urteil 2P.12/2001 vom 25. Juli 2001 

ging es wie im vorliegenden Fall um eine 

Reorganisation der Kehrichtabfuhr. Die 

Zürcher Gemeinde Hombrechtikon hatte 

beschlossen, den Hauskehricht an einer 

bestimmten, ausserhalb der Bauzone gele-

genen Strasse nicht mehr abzuholen, 

sondern in 350 Metern Entfernung einen 

Sammelcontainer einzurichten. Der Be-

schluss war von der Gemeinde als Ver-

fügung bezeichnet worden, was auch von 

den nachfolgenden Instanzen nicht in 

Zweifel gezogen worden war. Das Bun-

desgericht trat auf die staatsrechtliche Be-

schwerde ein, weil die Beschwerdeführer 

als betroffene Benützer der kommunalen 

Kehrichtentsorgung durch den angefoch-

tenen Entscheid in rechtlich geschützten 

Interessen berührt seien (a.a.O., E. 1b). 

Die Vollziehungsverordnung der Ge-

meinde Hombrechtikon sah vor, dass der 

Hauskehricht in der Nähe der Liegen-

schaft deponiert werden könne und knüpf-

te die Bereitstellung an einem weiter ent-

fernten Ort an bestimmte Voraussetzun-

gen (vgl. a.a.O., E. 2d). Das Verwaltungs-

gericht hatte die modifizierte Kehrichttour 

als materielle Änderung dieser Voll-

ziehungsbestimmungen qualifiziert, wes-

halb die Beschwerdeführer eine Ver-

schlechterung ihrer Rechtsposition gel-

tend machen konnten (a.a.O., E. 2e). 

 

c) Beurteilung im vorliegenden Fall 

In E. 4.4. beurteilt das Bundesgericht die 

Entsorgungspflicht in Cazis unter dem 

Aspekt des Begriffs der «schützenswer-

ten Rechtsposition»5. In der Gemeinde 

Cazis bestehe, anders als im vom Bun-

desgericht entschiedenen Fall der Ge-

meinde Hombrechtikon, kein Anspruch 

auf eine Sammelstelle innert einer gewis-

sen Distanz oder innerhalb der Gemein-

defraktion. Die Beschwerdeführer seien 

jedoch gleichwohl nach Art. 31b Abs. 3 

USG6 i.V.m. Art. 12 des kommunalen Ab-

fallgesetzes verpflichtet, den Hauskeh-

richt einer Sammelstelle in der Ge-

meinde Cazis zu übergeben. Zu den Mo-

dalitäten der Entsorgungspflicht der An-

wohner hält das Bundesgericht fest: Zwar 

stehe den Gemeinden bei der Ausgestal-

tung der Entsorgungspflicht ein erhebli-

cher Spielraum zu, doch müssten den 

Anwohnern Sammelstellen in genügen-

der Anzahl, Dichte und Frequenz ange-

boten werden, die angemessen situiert 

seien, wobei aber kein Anspruch auf die 

bequemste Lösung bestehe (E. 4.4., mit 

Hinweisen). 

 

Die Entsorgungspflicht werde vorliegend 

insofern berührt, «als Einwohner und 

Ferienhausbesitzer in Portein ihren Ab-

fall künftig zu einer anderen, weiter 

entfernt gelegenen Sammelstelle in einer 

anderen Gemeindefraktion bringen müs-

sen». Der Rechtsweg müsse bei dieser 

Rechtslage offenstehen, «wenn Privat-

personen plausibel geltend machen, dass 

ihren gerechtfertigten Bedürfnissen bei 

der Neuorganisation der Kehrichtabfuhr 

____________________________ 
5  Synonym dazu verwendet das Bundesgericht 

auch den Begriff der «schutzwürdigen Rechtspo-
sition». 

6  Bundesgesetz vom 7. Oktober 1983 über den 
Umweltschutz (USG; SR 814.01). 

12  
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nicht Rechnung getragen worden sei und 

die neuen bzw. verbleibenden Sammel-

stellen für sie unzumutbar oder jeden-

falls mit erheblichen Nachteilen verbun-

den seien, das heisst die Erfüllung ihrer 

gesetzlichen Verpflichtung zur Abliefe-

rung der Siedlungsabfälle erheblich 

erschwert werde». Die grössere Bequem-

lichkeit der bisherigen Lösung genüge 

dazu allerdings noch nicht. Vorliegend 

machten die Beschwerdeführer geltend, 

die in 1.6 km Entfernung liegende 

nächstgelegene Sammelstelle erschwere 

die Entsorgung; insbesondere sei es nicht 

mehr zumutbar, den Abfall zu Fuss zur 

Sammelstelle zu bringen. Das Bundes-

gericht lässt dies zur Annahme einer 

schützenswerten Rechtsposition genü-

gen: «Damit machen sie [die Beschwer-

deführer] in genügender Weise geltend, 

die strittige Aufhebung der Sammelstelle 

berühre ihre Pflicht zur gesetzeskonfor-

men Entsorgung ihres Hauskehrichts 

bzw. ihren Anspruch, von der Gemeinde 

eine zumutbare Sammelstelle zur Verfü-

gung gestellt zu erhalten» (E. 4.4.). Es 

liege daher eine Rechtsstreitigkeit i.S.v. 

Art. 29a BV vor, weshalb der Zugang zu 

gerichtlichem Rechtsschutz zu gewähren 

sei. 

 

d) Rückweisung zur materiellen 

Entscheidung 

Das Bundesgericht weist die Sache in der 

Folge – bei Erfüllung der weiteren Ein-

tretensvoraussetzungen – zur materiellen 

Entscheidung an das Verwaltungsge-

richt zurück (E. 5.). Eine Rückweisung an 

die Gemeinde Cazis erübrige sich auf-

grund der direkten Anfechtbarkeit von 

Realakten beim Verwaltungsgericht im 

Kanton Graubünden. 

III. Kommentar 

1. Begriff der verwaltungsorganisato-

rischen Anordnung 

Zur Rechtsnatur des in Frage stehenden 

Verwaltungsaktes – der Schliessung ei-

ner Kehrichtsammelstelle – äussert sich 

das Bundesgericht im (zur amtlichen 

Publikation vorgesehenen) Urteil Cazis 

nicht explizit. Die abstrakten Ausführun-

gen des Bundesgerichts zu den verwal-

tungsorganisatorischen Anordnungen 

lassen aber darauf schliessen, dass auch 

der vorliegend in Frage stehende Akt zu 

diesen gezählt wird7. Verwaltungsorgani-

satorische Anordnungen gehören zu ei-

ner Kategorie von Handlungsformen, die 

dogmatisch erst wenig durchdrungen ist: 

Den Verwaltungsinnenakten. Diese kön-

nen sowohl Rechtsakte (= Verwaltungs-

akte, die unmittelbar auf einen rechtli-

chen Erfolg ausgerichtet sind) als auch 

Realakte (= Verwaltungsakte, die primär 

einen tatsächlichen Erfolg herbeiführen 

wollen) umfassen8. Verwaltungsakte, die 

auf einen Rechtserfolg im Aussenver-

hältnis ausgerichtet sind, erfüllen den 

Tatbestand der Verfügung9. Daneben 

können auch Innenakte Rechtsakte sein, 

ohne dass sie deswegen als Verfügungen 

zu qualifizieren wären. Die Qualifikation 

als Verfügung hat das Bundesgericht vor-

liegend im Übrigen klar abgelehnt, in-

dem es den Beschwerdeantrag auf Fest-

stellung einer Rechtsverweigerung, die 

von den Beschwerdeführern in der Ver-

weigerung einer anfechtbaren Verfügung 

____________________________ 
7  Urteil Cazis, E. 4.2. 
8  Bernhard Waldmann, Vom Umgang mit organi-

satorischen, innerdienstlichen und anderen An-
ordnungen ohne Verfügungscharakter, in: ZSR 
2014 I, S. 489–515, S. 490 f. 

9  BGE 136 I 323 E. 4.4 (Versetzung); vgl. dazu 
Waldmann (Fn. 8), S. 495 (mit weiteren Hinwei-
sen). 

14  
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erblickt wurde, abgewiesen hat10. Die 

Abgrenzung zwischen Rechts- und Real-

akten bereitet im Einzelfall jedoch oft 

Mühe, da die Zielsetzung eines Verwal-

tungsaktes nur selten eindeutig be-

stimmbar ist11. 

 
Die Schliessung der Kehrichtsammelstel-

le in der Fraktion Portein steht im Zu-

sammenhang mit der Reorganisation der 

Kehrichtabfuhr in der Gemeinde Cazis. 

Es geht damit um eine Anordnung, wel-

che die Organisation und den Betrieb ei-

ner durch die Verwaltung erbrachten 

Dienstleistung (= Kehrichtabfuhr) be-

trifft. Mit ihr werden die Modalitäten, 

nach welchen die Verwaltung eine 

Dienstleistung anbietet, neu festgelegt12. 

Als verwaltungsorganisatorische Anord-

nung ist sie auf die Ordnung der tatsäch-

lichen Verhältnisse innerhalb der Ver-

waltung, i.c. die Organisation der Keh-

richtentsorgung, ausgerichtet. Die Rege-

lung von Rechten und Pflichten der Ein-

wohnerinnen und Einwohner der Frakti-

on Portein steht nicht im Vordergrund13. 

Damit kann die Schliessung der Keh-

richtsammelstelle als Innen-Realakt (mit 

Aussenwirkungen) qualifiziert werden. 

Zu den verwaltungsorganisatorischen 

Anordnungen, die auf die Modalitäten 

der Erbringung einer Dienstleistung 

durch die Verwaltung gerichtet sind, zäh-

len beispielsweise auch die Festsetzung 

____________________________ 
10  Urteil Cazis, E. 2. 
11  Vgl. dazu Markus Müller, Rechtsschutz gegen 

Verwaltungsrealakte, in: Pierre Tschannen 
(Hrsg.), Berner Tage für die juristische Praxis 
BTJP 2006, Neue Bundesrechtspflege, Auswir-
kungen der Totalrevision auf den kantonalen und 
eidgenössischen Rechtsschutz, Bern 2007,           
S. 313–373, S. 320. 

12  Vgl. zum Ganzen Waldmann (Fn. 8), S. 496. 
13  Vgl. Urteil Cazis, E. 4.2: «Verwaltungsorganisato-

rische Anordnungen sind nicht darauf gerichtet, 
unmittelbar Rechte und Pflichten von Bürgern zu 
begründen oder zu ändern.» 

von Fahrplänen und Linienführungen 

der öffentlichen Verkehrsbetriebe14 sowie 

die Festlegung von Schalteröffnungszei-

ten von Behörden15. 

 
Mit verwaltungsorganisatorischen An-

ordnungen sind grundsätzlich nur re-

flexweise Rechtswirkungen verbunden, 

in erster Linie sind derlei Anordnungen 

auf einen tatsächlichen Erfolg ausgerich-

tet. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, 

dass es im Anschluss an verwaltungsor-

ganisatorische Anordnungen zum Erlass 

von Innen-Rechtsakten (v.a. Dienstbe-

fehle16) oder auch Verfügungen (z.B. Ent-

lassungen nach der Schliessung einer 

Schule) kommt17. 

 
2. Rechtsschutz bei organisatorischen 

Anordnungen 

Ausgehend von der Theorie des subjekti-

ven Rechts und der damit einhergehen-

den Trennung von staatlicher Sphäre und 

Aussensphäre wurden Innenakte (wie 

auch das objektive Recht) lange nicht als 

rechtsschutzwürdig betrachtet18. Mit der 

zunehmenden Orientierung der Verwal-

tungsrechtspflege am Rechtsschutzinte-

resse der Betroffenen, was nicht zuletzt 

auf die Verfahrensgarantien der EMRK 

____________________________ 
14  Vgl. Entscheid des Bundesrates VPB 58.79 vom 1. 

Januar 1993, E. 4 (Fahrplan); Entscheid des 
Bundesrates VPB 44.42 vom 5. Oktober 1979, 
E. II.1  und Entscheid des Bundesrates VPB 50.51 
vom 16. Oktober 1985, E. 2 (Linienführung Post-
autokurs); Entscheid des Bundesrates VPB 60.20 
vom 26. April 1995, E. 5 (Umstellung von Bahn- 
auf Busbetrieb); Anders noch Entscheid des Bun-
desrates VPB 47.51 vom 19. Oktober 1983, E. II.1 
(Aufhebung Direktverbindung); Entscheid des 
Bundesrates VPB 45.17 vom 14. Januar 1981 
(Aufhebung Haltestelle für Schnellzug). 

15  Vgl. Entscheid des Eidg. Finanzdepartementes 
(EFD) VPB 53.38 vom 28.11.1988, E. 2 (Abferti-
gungszeiten Zollamt). 

16  Vgl. dazu Waldmann (Fn. 8), S. 499 f. 
17  Vgl. dazu Waldmann (Fn. 8), S. 497 f. 
18  Müller (Fn. 11), S. 370. 

16  

17  

18  

http://www.vpb.admin.ch/deutsch/doc/58/58.79.html
http://www.vpb.admin.ch/ital/doc/60/60.20.html
http://www.vpb.admin.ch/ital/doc/53/53.38.html
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zurückzuführen ist, konnte diese Sicht-

weise jedoch nicht aufrechterhalten wer-

den19. Nach heutiger Auffassung besteht 

auch bei Verwaltungsakten, welche die 

Elemente des materiellen Verfügungsbe-

griffs nicht erfüllen, Anspruch auf Zu-

gang zum Rechtsschutz, soweit schüt-

zenswerte Rechtspositionen von Privaten 

berührt werden. Angesprochen sind da-

mit zum einen Verwaltungsrealakte, zum 

anderen aber auch Verwaltungsrechtsak-

te, welche – wie insbesondere Innen-

Rechtsakte – keine Verfügungen sind. 

 
Auch verwaltungsorganisatorische An-

ordnungen können Private in schutzwür-

digen Rechtspositionen berühren. Für 

Rechtsstreitigkeiten, die aus verwal-

tungsorganisatorischen Anordnungen 

hervorgehen, muss deshalb gemäss      

Art. 29a BV Zugang zu wirksamem ge-

richtlichem Rechtsschutz gewährt wer-

den20. Die Rechtsweggarantie von        

Art. 29a BV verlangt dabei keine Auswei-

tung des Verfügungsbegriffs21; die Kan-

____________________________ 
19  Müller (Fn. 11), S. 334 f. 
20  Urteil Cazis, E. 4.2; Waldmann (Fn. 8), S. 498; 

a.M. Andreas Kley, in: Bernhard Ehrenzeller/ 
Benjamin Schindler/Rainer J. Schweizer/Klaus 
A. Vallender (Hrsg.), Die schweizerische Bundes-
verfassung, St. Galler Kommentar, 3. Aufl., Zü-
rich/St. Gallen 2014, Art. 29a N 11. 

21  Vgl. auch René Wiederkehr, Öffentliches Verfah-
rensrecht, Bern 2016, Rz. 246; so auch bereits 
Bernhard Waldmann, Justizreform und öffentli-
che Rechtspflege – quo vadis?, in: AJP 7/2003,  
S. 747–760, S. 750; Anders, u.E. unzutreffend Ur-
teil des Bundesgerichts 2C_272/2012 vom 9. Juli 
2012 E. 4.3 (Turnlektionen); ihm folgend Regina 
Kiener/Bernhard Rütsche/Mathias Kuhn, Öf-
fentliches Verfahrensrecht, 2. Aufl., Zürich/St. 
Gallen 2015, Rz. 361–366; Für eine Neudefinition 
des Anfechtungsobjekts der Verwaltungsrechts-
pflege ausgehend vom Rechtsschutzinteresse 
spricht sich auch Markus Müller, (Schleich-)Wege 
zum Verwaltungsrechtsschutz, Plädoyer für eine 
praxistaugliche Dogmatik und eine dogma-
tiktreue Praxis, in: ZBl 2/2015, S. 59–76, S. 75 
sowie Ders., Kommentar zu BGE 141 II 233, in: 
ZBl 8/2015, S. 442–449, S. 446–449, aus. 

tone sind vielmehr frei in der Wahl ihrer 

Lösungen22. Auf Bundesebene wurde mit 

Art. 25a VwVG die Möglichkeit geschaf-

fen, eine Verfügung über Realakte zu ver-

langen. Zwölf Kantone haben in der Zwi-

schenzeit analoge Regelungen in ihren 

Verfahrensgesetzen getroffen (Basel-

Stadt, Genf, Luzern, Nidwalden, Obwal-

den, Schaff-hausen, Schwyz, Solothurn, 

Tessin, Uri, Zug, Zürich)23. Weitere zwölf 

Kantone kennen keine spezifischen Ver-

fahrensregeln in Bezug auf Realakte 

(Aargau, Appenzell-Ausserrhoden, Ap-

penzell-Innerrhoden, Basel-Landschaft, 

Bern, Glarus, Jura, Neuenburg, St. Gal-

len, Thurgau, Waadt, Wallis). Der Kan-

ton Freiburg lässt die Beschwerde an das 

Kantonsgericht immer dann zu, wenn 

das Bundesrecht einen entsprechenden 

Anspruch einräumt24. 

____________________________ 
22  Urteil Cazis, E. 4.2; Waldmann (Fn. 8), S. 508. 
23  Basel-Stadt: § 38a des Gesetzes betreffend die 

Organisation des Regierungsrates und der Ver-
waltung des Kantons Basel-Stadt vom 22. April 
1976 (OG; SG 153.100); Genf: Art. 4A der Loi sur 
la procédure administrative vom 12. September 
1985 (LPA; RSG E 5 10); Luzern: § 44a des Ge-
setzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 3. 
Juli 1972 (VRG; SRL 40); Nidwalden: Art. 60c 
des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren und 
die Verwaltungsrechtspflege vom 8. Februar 1985 
(VRG; NG 265.1); Obwalden: Art. 2a der Verord-
nung über das Verwaltungs- und Verwaltungsbe-
schwerdeverfahren vom 29. Januar 1998 (VRPV; 
GDB 133.21); Schaffhausen: Art. 7a des Gesetzes 
über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen 
vom 20. September 1971 (VRG; SHR 172.200); 
Schwyz: § 34a des Verwaltungsrechtspflegegeset-
zes vom 6. Juni 1974 (VRP; SRSZ 234.110); Solo-
thurn: § 28bis des Gesetzes über den Rechts-
schutz in Verwaltungssachen vom 15. November 
1970 (VRG; BGS 124.11); Tessin: Art. 64 der Leg-
ge sulla procedura amministrativa vom 24. Sep-
tember 2013 (LPAmm; RL/TI 3.3.1.1); Uri:      
Art. 25a der Verordnung über die Verwaltungs-
rechtspflege vom 23. März 1994 (VRPV; RB 
2.2345); Zug: § 21a des Gesetzes über den 
Rechtsschutz in Verwaltungssachen vom 1. April 
1976 (VRG; BGS 162.1); Zürich: § 10c des Verwal-
tungsrechtspflegegesetzes vom 24. Mai 1959 
(VRG; LS175.2). 

24  Art. 7a und Art. 114 Abs. 2 lit. b des (freiburgi-

19  

http://jumpcgi.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=09.07.2012_2C_272/2012
http://www.gesetzessammlung.bs.ch/frontend/versions/2150
http://www.ge.ch/LEGISLATION/rsg/f/s/rsg_E5_10.html
http://srl.lu.ch/frontend/versions/2904
https://www.navigator.ch/nw/lpext.dll?f=templates&fn=main-doc.htm&vid=&2.0
http://gdb.ow.ch/frontend/versions/969?locale=de
http://www.lexfind.ch/dtah/30480/2/s%5C172.200.htm
https://www.sz.ch/public/upload/assets/22623/234_110.pdf
http://bgs.so.ch/frontend/versions/3201
https://www3.ti.ch/CAN/RLeggi/public/index.php/raccolta-leggi/legge/vid/03_37
http://ur.lexspider.com/pdf/2-2345-21-20110101.pdf
http://ur.lexspider.com/pdf/2-2345-21-20110101.pdf
https://bgs.zg.ch/frontend/versions/1470?locale=de
http://www.zh.ch/internet/de/rechtliche_grundlagen/gesetze/erlass.html?Open&Ordnr=175.2
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Eine besondere Lösung kennt der (im 

vorliegenden Fall betroffene) Kanton 

Graubünden, welcher die direkte Anfech-

tung von Realakten beim Verwaltungs-

gericht zulässt. Dazu bedient sich der 

Kanton einer Verfügungsfiktion und 

stellt «Realakte, die in Rechte und Pflich-

ten von Personen eingreifen», genauso 

wie Rechtsverweigerung und Rechtsver-

zögerung Verfügungen («Entscheiden») 

gleich25. Diese Lösung – die Ausweitung 

des Anfechtungsobjekts der Verwal-

tungsrechtspflege – wird von der Lehre 

kritisch betrachtet, da der mit der Be-

schwerde betrauten richterlichen Behör-

de das «Dossier» fehlt, weshalb sie nicht 

selten aufwändig den Sachverhalt abklä-

ren muss26. Gerade diesbezüglich erweist 

sich ein Verwaltungsverfahren bei der 

Instanz, welche für den Realakt zustän-

dig ist, als effizienter27. 

 
Im vorliegenden Fall führte die Bündner 

Lösung im Übrigen zu einiger Konfusion. 

Die Beschwerdeführer hielten bis zum 

Verfahren vor Bundesgericht an ihrem 

Antrag fest, es sei eine Rechtsverweige-

                                                                           
schen) Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege 
vom 23. Mai 1991 (VRG; SGF 150.1). 

25  Art. 28 Abs. 4 und Art. 49 Abs. 3 VRG/GR: «Als 
Entscheide gelten auch Rechtsverweigerung und 
Rechtsverzögerung sowie Realakte, die in Rechte 
und Pflichten von Personen eingreifen.» 

26  Pierre Tschannen, Amtliche Warnungen und 
Empfehlungen, in: ZSR 1999 II, S. 353–455, Rz. 
149; Alfred Kölz/Isabelle Häner/Martin Bert-
schi, Verwaltungsverfahren und Verwaltungs-
rechtspflege des Bundes, 3. Aufl., Zürich/Basel/ 
Genf 2013, Rz. 332; Waldmann (Fn. 8), S. 511; 
a.M. Müller (Fn. 11), S. 369, welcher zwar aner-
kennt, dass das fehlende Dossier «nicht ideal» 
sei, jedoch darauf hinweist, dass heute schon 
Rechtsmittelinstanzen ab und an versäumte In-
struktionsmassnahmen nachholten. Darüber hin-
aus könne diesem Problem mit der Vorschaltung 
eines Einspracheverfahrens begegnet werden    
(S. 369 und 373). 

27  Tschannen (Fn. 26), Rz. 149; vgl. auch Müller 

(Fn. 11), S. 369. 

rung seitens der Gemeinde festzustellen, 

da diese ihnen den Erlass einer Verfü-

gung verwehrt habe. Die direkte Anfech-

tung von Realakten scheint in der Be-

schwerde an das Verwaltungsgericht 

nicht im Vordergrund gestanden zu ha-

ben; vielmehr ging man über das In-

strument der Rechtsverweigerungsbe-

schwerde vor. Das Bündner Verwal-

tungsgericht nahm die Angelegenheit an-

schliessend als Beschwerde gegen einen 

Realakt entgegen, stellte aber immerhin 

eine Rechtsverweigerung der Gemeinde 

bezüglich der nicht erfolgten Weiterlei-

tung des «Einspruchs» an das Verwal-

tungsgericht fest. Das Bundesgericht 

stützt das Vorgehen des Bündner Verwal-

tungsgerichts in diesem Punkt28. 

 

3. Anwendungsbereich von Art. 29a BV 

Der Begriff der «Rechtsstreitigkeiten» 

von Art. 29a BV setzt, gleich wie die Vo-

raussetzung des «Berührtseins in Rech-

ten und Pflichten» von Art. 25a VwVG, 

eine schützenswerte Rechtsposition vo-

raus29. Ihre Grundlage können schüt-

zenswerte Rechtspositionen im Verfas-

sungs-, Gesetzes-, aber auch im Verord-

nungsrecht aller Rechtsbereiche finden30. 

Bisher ging man davon aus, zur Begrün-

dung einer schützenswerten Rechtsposi-

tion müsse dargelegt werden, «es bestehe 

ein Anspruch auf ein bestimmtes staatli-

ches Handeln oder Unterlassen, der 

durch den angefochtenen Akt verletzt 

werde.»31 Insbesondere im wegweisen-

____________________________ 
28  Urteil Cazis, E. 2. 
29  Urteil Cazis, E. 4.2; BGE 140 II 315 E. 4.5 (Stör-

fallvorsorge KKW Mühleberg); vgl. auch Urteil 
des Bundesgerichts 2C_272/2012 vom 9. Juli 
2012 E. 4.3. (Turnlektion). 

30  Urteil Cazis, E. 4.3, mit Verweis auf BGE 136 I 
323 E. 4.3 (Versetzung). 

31  Urteil Cazis, E. 4.3.1, mit Verweis auf BGE 140 II 
315 E. 4.6–4.8 (Störfallvorsorge KKW Mühle-

20  

21  

22  

https://bdlf.fr.ch/frontend/versions/4725
http://www.gr-lex.gr.ch/frontend/versions/2651?locale=de
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=BGE-140-II-315
http://jumpcgi.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=09.07.2012_2C_272/2012
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=BGE-136-I-323
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=BGE-136-I-323
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=BGE-140-II-315
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=BGE-140-II-315
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den Urteil zur Störfallvorsorge im KKW 

Mühleberg aus dem Jahr 2014 (BGE 140 

II 315) wurde eine schützenswerte 

Rechtsposition aus der Schutzpflicht des 

Staates vor Nuklearunfällen, die sich aus 

den Grundrechten auf Leben (Art. 10 

Abs. 1 BV) und auf persönliche Freiheit 

(Art. 10 Abs. 2 BV) sowie der diese kon-

kretisierenden Kernenergiegesetzgebung 

ergibt, und den sich daraus ergebenden 

Ansprüchen der Privaten abgeleitet32. 

Daran anknüpfend erweitert das Bun-

desgericht nun aber im vorliegenden Ur-

teil den Begriff der schützenswerten 

Rechtsposition auf die «Modalitäten der 

Rechtsausübung»33. Inwiefern damit ei-

ne neue Kategorie schützenswerter 

Rechtspositionen geschaffen worden ist, 

bleibt allerdings u.E. unklar. 

 
Das vorliegende Urteil der ersten öffent-

lich-rechtlichen Abteilung lässt sich zu-

nächst ohne dogmatische Brüche in die 

im Urteil der zweiten öffentlich-

rechtlichen Abteilung zur Störfallvorsor-

ge im KKW Mühleberg begründete 

Rechtsprechung einordnen, wonach eine 

schützenswerte Rechtsposition aus An-

spruchsnormen oder aus Verpflichtun-

gen entstehen kann, welche auch dem 

Schutz der Einzelnen dienen. Vorliegend 

ergibt sich die schützenswerte Rechtspo-

sition aus Art. 31b USG i.V.m. Art. 35 

KUSG/GR34 und Art. 12 des Abfallgeset-

zes der Gemeinde Cazis35. Diese Bestim-

mungen verpflichten einerseits die Ein-

                                                                           
berg) und Urteil des Bundesgerichts 2C_272/ 
2012 vom 9. Juli 2012 E. 4.4.6 (Turnlektionen). 

32  BGE 140 II 315 E. 4.8 (Störfallvorsorge KKW 
Mühleberg). 

33  Urteil Cazis, E. 4.3.2. 
34  (Bündnerisches) Einführungsgesetz vom 2. De-

zember 2001 zum Bundesgesetz über den 
Umweltschutz (Kantonales Umweltschutzgesetz; 
BR 820.100). 

35  Vgl. Urteil Cazis, E. 4.4. 

wohner und Eigentümer von Zweitwoh-

nungen, ihren Kehricht in der Gemeinde 

zu entsorgen, und andererseits die Ge-

meinde zur Sammlung der Siedlungsab-

fälle. Die Aufhebung der Sammelstelle 

Portein berührt nicht nur die Modalitä-

ten der Entsorgungspflicht der Einwoh-

ner und Zweitwohnungseigentümer, son-

dern auch die Organisation des Entsor-

gungsmonopols der Kantone und Ge-

meinden. Zwar überlassen die einschlä-

gigen Vorschriften den Kantonen und 

Gemeinden für die Ausgestaltung der 

Entsorgung einen erheblichen Spiel-

raum. Sie sind aber nach der Rechtspre-

chung zu Art. 31b USG verpflichtet, 

zweckmässige, den gerechtfertigten Be-

dürfnissen des Abfalllieferanten entspre-

chende Entsorgungslösungen bereitzu-

stellen36. Diese gesetzlichen Vorgaben für 

die Organisation des Entsorgungswesens 

entfalten damit auch eine Schutzwirkung 

zugunsten der Abfallinhaber. Schützens-

werte Rechtspositionen i.S.v. Art. 29a BV 

können sich somit auch aus objektiv-

rechtlichen Vorgaben für die Organisati-

on und den Betrieb der durch die Verwal-

tung erbrachten Dienstleistungen erge-

ben, sofern diese Vorschriften zumindest 

auch dem Schutz der Privaten dienen. 

Schützenswerte Rechtspositionen setzen 

mithin keine subjektiven Rechte, so aber 

doch immerhin Schutznormen voraus. 

 
Bei näherem Hinsehen bietet das vorlie-

gende Urteil aber auch Raum für einen 

weiteren Anwendungsbereich der Rechts-

weggarantie. Massgebend für die Be-

gründung einer schützenswerten Rechts-

position wäre demnach nicht mehr pri-

mär die Frage der Schutzwirkung einer 

Vorschrift zugunsten der Privaten, son-

dern die Frage der Intensität der Nach-

____________________________ 
36  Urteil Cazis, E. 4.4. 

23  

24  

http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2F09-07-2012-2C_272-2012&lang=de&type=show_document
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2F09-07-2012-2C_272-2012&lang=de&type=show_document
http://relevancy.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=BGE-140-II-315
http://www.gr-lex.gr.ch/frontend/versions/2545
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teile, die sich für die Betroffenen im Zu-

sammenhang mit den Modalitäten der 

Ausübung ihrer Pflichten ergeben37. Im 

vorliegenden Fall hatten die Beschwerde-

führer vorgebracht, es sei infolge des 

Aufhebungsbeschlusses nicht mehr zu-

mutbar, den Abfall in die nächstgelegene, 

1.6 km entfernte Sammelstelle zu brin-

gen. Damit konnten die Beschwerdefüh-

rer in genügender Weise geltend machen, 

die strittige Aufhebung der Sammelstelle 

berühre ihre Pflicht zur gesetzeskonfor-

men Entsorgung ihres Hauskehrichts 

bzw. ihren Anspruch, von der Gemeinde 

eine zumutbare Sammelstelle zur Verfü-

gung gestellt zu erhalten38. Die Be-

schwerdeführer haben damit einen An-

spruch auf (gerichtliche) Prüfung, ob die 

neue Entsorgungslösung noch zweck-

mässig und zumutbar ist. 

 

4. Bedeutung des Urteils 

Beim Urteil Cazis handelt es sich um ein 

in mehrfacher Hinsicht wegweisendes 

Urteil. Das Bundesgericht definiert ers-

tens die Rechtsnatur der verwaltungsor-

ganisatorischen Anordnungen: Diese 

sind in aller Regel als Innen-Realakte zu 

qualifizieren. Rechtswirkungen stehen 

nicht im Vordergrund. Zweitens stellt das 

Bundesgericht klar, dass die Rechtsweg-

garantie von Art. 29a BV weder eine 

Ausweitung des Verfügungsbegriffs39 

____________________________ 
37  In diese Richtung deutet auch die Auslegung von 

Art. 29a BV bei Kölz/Häner/Bertschi (Fn. 26), 
Rz. 181: «[…] Rechtsstreitigkeiten können sich 
auch aus Realakten der Verwaltung ergeben. Da-
bei geht es nicht darum, auf die Rechtsweggaran-
tie die Theorie vom subjektiven öffentlichen 
Recht anzuwenden, wonach den Einzelnen 
durchsetzbare Rechte nur dann zukommen sol-
len, wenn sie sich auf eine Norm berufen können, 
die gerade ihrem Schutz dienen soll.» 

38  Urteil Cazis, E. 4.4.  
39  So noch Urteil des Bundesgerichts 2C_272/2012 

vom 9. Juli 2012 E. 4.3 (Turnlektionen). Vgl. da-
zu oben Ziff. 2. 

verlangt noch den Kantonen die Über-

nahme des Regelungskonzepts einer 

«Verfügung über Realakte» analog      

Art. 25a VwVG aufdrängt. Die Kantone 

sind grundsätzlich frei, wie sie den erfor-

derlichen Rechtsschutz sicherstellen wol-

len. Drittens präzisiert das Urteil den 

Anwendungsbereich der Rechtswegga-

rantie von Art. 29a BV, indem es festhält, 

dass sich schützenswerte Rechtspositio-

nen auch hinsichtlich der Modalitäten 

der Rechtsausübung ergeben können. Ob 

damit eine Fortführung oder eine Aus-

weitung der an Schutznormen anknüp-

fenden Rechtsprechung im Bundesge-

richtsurteil zur Störfallvorsorge im KKW 

Mühleberg (BGE 140 II 315) verbunden 

ist, bleibt allerdings unklar. Es scheint, 

als ob sich das Verständnis der beiden öf-

fentlich-rechtlichen Abteilungen in die-

ser Thematik zumindest in Nuancierun-

gen unterscheidet. 
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